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Einleitung

Entgeltfindung und -verhandlung sind zentrale Instru-
mente zur Sicherstellung des wirtschaftlichen Funda-
ments der Leistungserbringer in der Eingliederungs- 
und Jugendhilfe. Die adäquate Refinanzierung von 
Assistenz- und Versorgungsleistungen ist Vorausset-
zung für eine bedarfsgerechte Dienstleistungsqualität. 
Erst damit kann der im Bundesteilhabegesetz (BTHG) 
garantierte Anspruch von Menschen mit Behinderung 
auf soziale Teilhabe, Teilhabe am Arbeitsleben und 
Bildung realisiert werden.

Wie auch in anderen Bereichen sozialrechtlichen 
Leistungsgeschehens (z. B. Pflege und medizinische 
Versorgung) wurde vom Gesetzgeber ein hochgradig 
reguliertes System entwickelt, in dem einerseits von 
freier Marktdynamik keine Rede sein kann, anderer-
seits aber Leistungsanbieter wesentliche Teile des mit 
einem Angebot verbundenen wirtschaftlichen Risikos 
tragen und steuern müssen.

Hinzu kommt, dass Leistungen zur sozialen Teilhabe 
von Menschen mit Behinderung in Deutschland über 
die Länder bzw. Kommunen genehmigt und ausge-
zahlt werden. Im föderalen System unserer Republik 
führt dies dazu, dass die Ausgestaltung der Umset-
zungsregeln des Bundesteilhabegesetzes von Bun-
desland zu Bundesland variiert. Dabei gibt es für die 
Verhandlerinnen, die Verhandler der Sozialhilfeträ-
ger (= Leistungsträger) wie in jedem rechtsstaatlichen 
Verfahren erhebliche Definitionsspielräume in der Be-
wertung der Leistungsbedarfe und des dazu notwen-
digen Aufwands.

Zusätzlich variiert die Umsetzungsgeschwindigkeit des 
2016 vom Bundestag beschlossenen Bundesteilhabe-
gesetzes länderspezifisch. So sind in einigen Bundes-
ländern die Verhandlungen von Landesrahmenver-
trägen zur Umsetzung des Gesetzes zurzeit (Frühjahr 
2026) noch nicht endgültig abgeschlossen.

Das bezieht sich auf Leistungen für erwachsene Men-
schen mit Behinderung nach SGB IX. In der Kinder- 
und Jugendhilfe werden bisher ausschließlich Hilfen 
zur Erziehung nach SGB VIII gefördert. Leistungen zur 
vollstationären Betreuung, Assistenz in einer Pflege
familie, in Tagesstätten und zur Frühförderung von 
Kindern und Jugendlichen mit geistiger und körper

licher Behinderung werden im Rahmen der Eingliede-
rungshilfe nach SGB IX organisiert. Der Gesetzgeber 
diskutiert seit Jahren eine sogenannte Große Lösung 
zur Integration von Leistungen für Kinder und Jugend-
liche mit Behinderung in das SGB VIII. Diese lässt je-
doch auf sich warten, sodass Leistungen für Kinder 
und Jugendliche mit Behinderung mit nur einer Aus-
nahme (seelische Behinderung) weiterhin im Rahmen 
des SGB IX abgebildet werden.

Für Träger sozialer Einrichtungen sind Entgelte nicht 
nur eine Einnahmequelle, sondern die zentrale Stell-
größe, mit der personelle, sachliche und investive Res-
sourcen in ein fachlich begründetes Leistungsangebot 
umgesetzt werden.

Es besteht dabei eine strukturelle Spannung zwischen 
individuellen Rechtsansprüchen (Subjektorientierung), 
sozialstaatlicher Finanzverantwortung (Wirtschaftlich-
keit und Sparsamkeit) und fachlichen Qualitätsanfor-
derungen (Wirksamkeit, Schutz, Teilhabe). Entgeltver-
einbarungen sind damit eine institutionalisierte Form 
der Aushandlung darüber, was unter den Bedingun-
gen öffentlich-rechtlicher Finanzierung als notwen
dige, zweckmäßige und angemessene Leistung gilt.

Entgeltverhandlungen sollten aber nicht als bloßer 
Interessenkonflikt interpretiert werden. Sie sind ein 
Governance Instrument in einem staatlichen Mehr-
ebenensystem. Entgelte steuern Zugang, Umfang und 
Qualität von Leistungen, wirken auf Personalpolitik 
und Organisationsentwicklung der Leistungserbrin-
ger zurück und beeinflussen das Zusammenspiel von 
öffentlichen, freigemeinnützigen und privatwirtschaft-
lichen Handlungsbeteiligten. Entgeltverhandlungen 
sind damit Ausdruck sozialstaatlicher Steuerung unter 
Bedingungen begrenzter Ressourcen und asymmetri-
scher Informationslagen.

Die Gesamtsituation der Eingliederungshilfe zeigt so
zialrechtlich bedingt verwinkelte und auch volatile 
Züge, was Ausdauer und Frustrationstoleranz bei allen 
Beteiligten erfordert. Für das erfolgreiche Manage-
ment einer Einrichtung der Eingliederungshilfe sind 
daher neben fachlich-inhaltlichen Themen (Pädagogik, 
Pflege, Hauswirtschaft und Ähnliches) sowohl (sozial-)
rechtliche als auch betriebswirtschaftliche Kenntnisse 
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und Fähigkeiten unabdingbar. Auf dieser Basis be-
stehen dann Chancen, eine Leistungsplanung zu ent
wickeln, diese betriebswirtschaftlich zu kalkulieren 
und entsprechende Entgeltverhandlungen Erfolg ver-
sprechend umzusetzen.

Betriebswirtschaftliche Erfolgsfaktoren für das Ma-
nagement eines sozialen Dienstleistungsbetriebs sind 
– wie bei allen Dienstleistungsbetrieben – vor allem:

•	 �Finanzielle Stabilität: Auskömmliche Entgelte si-
chern Kostendeckung und Investitionen.

•	 �Qualität der Leistungserbringung: Ausreichende Fi-
nanzierung ist Voraussetzung für eine angemes-
sene Personalausstattung und die Umsetzung von 
fachlich definierten Qualitätsstandards.

•	 �Wettbewerbsfähigkeit: Transparente und nachvoll-
ziehbare Kalkulationen stärken die Verhandlungs-
position gegenüber Leistungsträgern.

Es geht dabei nicht nur um den juristischen und finan
ziellen Rahmen, sondern um Managementanforderun-
gen an die integrative Organisation von Leistung, Qua-
lität und Wirtschaftlichkeit. Daher ist es methodisch 
sinnvoll, die rechtlichen Leitplanken mit betriebswirt-
schaftlichen Werkzeugen zu verbinden und die Logik 
der Verhandlung als datengetriebenen, zugleich aber 
interessengeleiteten Prozess zu verstehen.

Jedes Kapitel endet mit einer Reflexion typischer Her-
ausforderungen an das Management von Einrichtun-
gen der Eingliederungshilfe.

Der Leserin, dem Leser wird empfohlen, den Text mit 
der Lektüre der benannten Rechtsnormen und Ver-
träge der Bundes- und Landesebene zu ergänzen. 
Die dargestellten Kalkulationslogiken sind grundsätz-
lich länderspezifisch übertragbar. Im Detail variieren 
jedoch Verfahrensregeln, Nachweisformate und kal-
kulatorische Grenzen – je nach landesrechtlicher Aus-
gestaltung und nach der Verwaltungspraxis der regio-
nalen Leistungsträger.

Um die Komplexität der Fragestellung zu reduzie-
ren, soll die Logik des Vorgehens schwerpunktmäßig 
am Beispiel der sozialen Teilhabe in stationären und 
ambulanten Einrichtungen der Eingliederungshilfe 
für Erwachsene dargestellt werden. Der Bereich Teil-
habe am Arbeitsleben nach SGB III und IV wird nicht 
behandelt, da dazu gesonderte sozialrechtliche und 
gesetzliche Vorgaben gelten, die den Rahmen dieses 
Buches sprengen würden. Die generelle Kalkulations-
logik bleibt aber auch in diesen ähnlich stark regulier-
ten Leistungsbereichen vergleichbar.

Die beschriebene Ausgangssituation ist komplex. Sie 
kann jedoch als Herausforderung verstanden werden. 
Denn nur über das effiziente Management von Ein-
richtungen der Eingliederungshilfe können wirksame 
Assistenz- und Versorgungsleistungen für Menschen 
mit Handicap angeboten werden. Nur so kann den Be-
troffenen selbstbestimmte Teilhabe an unserer Gesell-
schaft ermöglicht werden.

Anmerkung: Eine gendergerechte Schreibweise erfolgt aufgrund seiner grammatikerhaltenden Eigenschaft 
durch das inklusive Komma. Mit dem inklusiven Komma möchten wir verdeutlichen, dass wir neben dem 
männlichen und dem weiblichen Geschlecht auch alle weiteren Geschlechter und Geschlechtsidentitäten 
einbeziehen. Wir verzichten somit bewusst auf das „und“ zwischen der Aufführung von weiblichen und 
männlichen Personenbezeichnungen. Das Komma soll für die Leserin, für den Leser sichtbar machen, dass 
wir keine abschließende Auflistung von Geschlechtern und Geschlechtsidentitäten vornehmen.

Einleitung

Hinweis zum Rechtsstand

Die in diesem Buch dargestellten rechtlichen, fachlichen und betriebswirtschaftlichen Grundlagen entspre-
chen dem zum Zeitpunkt der Drucklegung geltenden Rechts- und Umsetzungsstand. Gesetzgeberische 
Initiativen und Reformdiskussionen auf Bundes- und Landesebene, insbesondere im Bereich der Einglie-
derungshilfe, Pflege und Kinder- und Jugendhilfe, können zu künftigen Änderungen der dargestellten Rah-
menbedingungen führen.
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